Unterstützerkreis für Familie Yildirim                                                   Koblenz, den 7.5.2006

z. Hd. Jürgen Rathmann

Am Petersberg 10

56070 Koblenz

An den Bundespräsident
Horst Köhler

Spreeweg1 

10557 Berlin

Sehr geehrter Herr Bundespräsident,

seit 10 Jahren lebt die kurdische Familie Yildirim aus Nusaybin (Türkei), an der türkisch-syrischen Grenze, in Deutschland. Sie soll nun Mitte Juli abgeschoben werden.

Ihre drei Kinder sind hier in Koblenz geboren, gehen hier zur Schule bzw. in den Kindergarten. Die Kinder sprechen deutsch und kurdisch. Die Türkei ist für sie ein fernes fremdes Land. Koblenz ist ihre Heimat. 600 Bürger der Stadt Koblenz fordern mit ihrer Unterschrift ein dauerhaftes Bleiberecht für die Familie.

Die Kinder Serhat (9) und Cebrail (7) besuchen die Willi-Graf-Grundschule in Koblenz-Neuendorf. Die Schule liegt in einem sozialen Brennpunkt der Stadt Koblenz mit hohem wachsendem Anteil von Kindern nicht deutscher Herkunft. Seit 4 Jahren dürfen wir als Schwerpunktschule auch behinderte Kinder aufnehmen. 
Traditionell betrachtet die Schule die Integration aller Kinder als zentrale pädagogische Aufgabe und Herausforderung sowohl im alltäglichen Unterricht als auch im Bezug auf die Gestaltung des ganzen Schuljahres. Zum Beispiel fördern Lieder in den Sprachen der Kinder Verständnis für das Anderssein und unterstützen das Miteinander an der Schule. In Zusammenarbeit mit den benachbarten Kindergärten werden seit Jahren gemeinsame Konzepte zur Unterstützung der integrativen Erziehung entwickelt und durchgeführt. (Sprachförderkurse zur Unterstützung des Übergangs von Kindergarten zur Grundschule mit Einbeziehung der Eltern)
Die beabsichtigte Abschiebung der Familie Yildirim stellt unsere Integrationsbemühungen in Frage. Auch im Hinblick auf die öffentliche Diskussion um die Integration von Migranten stehen wir dem Verhalten der zuständigen Behörden verständnislos gegenüber. 
Alle Rechtsmittel sind inzwischen ausgeschöpft. Offen ist nur noch der Antrag an die Härtefallkommission, die uns aber auch schon ihre ablehnende Haltung signalisiert hat.

Alle Politiker und Behörden sehen die Probleme der Familie, besonders die der Kinder, im Falle einer Abschiebung. Verständnis und Sorge für die Familie wird von ihnen geäußert, aber leider mit der bedauernden Aussage: „Wir sind an die Gesetzeslage gebunden.“ Höchstenfalls kommt noch ein Verweis an andere Behörden oder Ämter, wobei meist jede Behörde wieder auf die nächste verweist.

Wir können nicht verstehen, dass ein freiheitlich demokratischer Staat wie Deutschland die Rechte von Kindern, wie in der UN-Kinderrechtskonvention gefordert, nicht achtet.

Dort in der UN-Kinderrechtskonvention  wird gefordert, dass alle Behörden alles zum Wohl des Kindes entscheiden müssen. Dazu gehört auch das Recht auf ein ungetrübtes Aufwachsen in seiner Heimat. Eine Abschiebung in eine höchst ungewisse Zukunft, die von Obdachlosigkeit, Armut, und Angst bedroht ist gehört mit Sicherheit nicht dazu.

Wir können nicht verstehen, dass ein Staat wie Deutschland, der andere Staaten zur Einhaltung der Menschenrechte auffordert, selbst diese elementaren Rechte für Kinder missachtet.

Es kann doch nicht sein, dass Verfassungsänderungen leichter zu erreichen sind als ein von der Innenministerkonferenz einstimmig zu beschließendes  Bleiberecht für lange in Deutschland lebende Menschen.
Wir möchten Sie bitten, sich als Oberhaupt dieses freiheitlich demokratischen Staates öffentlich für die Rechte der Kinder und Familien, die schon lange im Zustand der Duldung  hier leben, einzusetzen.

Mit freundlichen Grüßen

Maria Thul-Schuster, Andrea Lindner, Carina Jochheim

Lehrerinnen an der Willi-Graf-Schule Koblenz-Neuendorf 

Jürgen Rathmann
Initiative Zuflucht Koblenz

Anlagen:

Petition an den Bürgerbeauftragten.

Voten von verschiedenen Einrichtungen

Antwortschreiben der Stadtverwaltung Koblenz

                              des Bürgerbeauftragten

                              der Ausländerbeauftragten 

